
•	 Die übrigen 500 Milliarden US-Dollar sollten 
von Ländern des Globalen Nordens und mul-
tilateralen Finanzinstitutionen als Zuschüsse 
an Niedrig- und Mitteleinkommensländer ver-
geben werden. 

Der Vorschlag der Vereinten Nationen zielte also 
darauf ab, durch umfassende Liquiditätshilfen, 
die keine neuen Schulden generieren, den Hand-
lungsspielraum von Ländern des Globalen Südens 
inmitten der Krise zu erweitern. Gleichzeitig sollte 
die Verschuldung der Staaten verringert werden, 
um ihnen eine erfolgreiche wirtschaftliche Erho-
lung nach der Pandemie zu ermöglichen. 

Doch wie sah die Krisenreaktion im Jahr 2020 und 
2021 tatsächlich aus?

Sonderziehungsrechte
Nachdem die US-Regierung unter Präsident Do-
nald Trump eine Neu-Allokation von Sonderzie-
hungsrechten (SZR) lange verhindert hatte, wur-
den im August 2020 endlich SZR im Umfang von 
650 Milliarden US-Dollar geschöpft und an die Mit-
gliedsstaaten verteilt. Entsprechend den Quoten 
beim IWF erhielten Hocheinkommensländer den 
Großteil der neugeschöpften Mittel. An Niedrig- 
und Mitteleinkommensländer flossen SZR im Wert 
von rund 275 Milliarden US-Dollar. 

Wenngleich diese Ausschüttung sehr willkommen 
war, wurde das von den Vereinten Nationen dies-

Die Vereinten Nationen riefen 2020 dazu auf, Nied-
rig- und Mitteleinkommensländern Schulden zu 
erlassen und solche Finanzhilfen zur Verfügung 
zu stellen, die keine neuen Schulden generieren. 
Stattdessen vergaben multilaterale Finanzinstitu-
tionen in großem Maß Hilfskredite. Den Preis zah-
len vor allem die Ärmsten der Bevölkerung. Schon 
jetzt zeichnet sich ab, dass die Länder Zahlungs-
einstellungen und Umschuldungsverhandlungen 
nur vermeiden können, indem sie weitere Kürzun-
gen in öffentlichen und sozialen Dienstleistungen 
vornehmen.

Eine globale Krise wie keine andere brauche eine 
internationale Krisenantwort wie nie zuvor. So ließ 
sich Kristalina Georgieva, Direktorin des Internati-
onalen Währungsfonds (IWF), zu Beginn der Pande-
mie im April 2020 zitieren.1 Im gleichen Monat rie-
fen die Vereinten Nationen die Weltgemeinschaft 
auf, ihren Solidaritätsbekundungen Taten folgen 
zu lassen. So forderte die UN-Konferenz für Handel 
und Entwicklung (UNCTAD) 2,5 Billionen US-Dollar 
an internationaler Unterstützung für Niedrig- und 
Mitteleinkommensländer:

•	 Eine Billion US-Dollar sollte Ländern des Glo-
balen Südens in Form von neu geschöpften 
Sonderziehungsrechten zur Verfügung ge-
stellt werden.2 

•	 Eine weitere Billion US-Dollar sollte durch 
Schuldenerlasse freigesetzt werden. 
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bezüglich gesteckte Ziel von einer Billion US-Dol-
lar dennoch um circa 725 Milliarden US-Dollar ver-
fehlt. 

Angesichts des deutlich geringeren Umfangs for-
dern mehr als 250 zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und Wissenschaftler*innen Hochein-
kommensländer dazu auf, die ihnen zur Verfügung 
gestellten SZR an Niedrig- und Mitteleinkommens-
länder umzuwidmen.3 Ein Vorschlag, der auch vom 
IWF bereits in die Debatte eingebracht wurde.4 Ei-
nige Hocheinkommensländer wie Kanada, die USA 
und Frankreich haben bereits angekündigt, dem 
(teilweise) nachkommen zu wollen. Allerdings ist 
davon auszugehen, dass die Staaten SZR nur in 
Form von Krediten weitervergeben werden. 

Dadurch aber geht der entscheidende Vorteil ver-
loren, dass SZR, die Staaten unmittelbar durch 
eine Allokation des IWF erhalten, den Schul-
denstand der Empfängerstaaten nicht erhöhen. 
Andere Hocheinkommensländer wie Deutschland 
weigern sich bislang, die ihnen zur Verfügung ge-
stellten Mittel überhaupt umzuwidmen.5

Schuldenerlasse
Im Laufe der Corona-Pandemie wurden drei Maß-
nahmen ergriffen. Schuldenerlasse wurden bisher 
(Stand November 2021) jedoch ausschließlich im 
Rahmen der Schuldenerlassinitiative des IWF in 
Höhe von circa 850 Millionen US-Dollar gewährt. 
Das entspricht noch nicht einmal 0,1 Prozent der 
von der UN geforderten Summe. 

Schuldenerlass des IWF (CCRT)
Im Rahmen der Schuldenerlassinitiative des IWF 
wurde 31 Niedrigeinkommensländern der Schul-
dendienst erlassen, den diese zwischen April 2020 
und Januar 2022 hätten leisten müssen. Der IWF 
wurde dafür von seinen einkommensstarken Mit-
gliedsstaaten durch die Aufstockung des Catastro-
phe Containment and Relief Trust (CCRT) entschä-
digt. 

In acht begünstigten Ländern machten die gestri-
chenen Zahlungen mehr als 20 Prozent der Aus-
landsschuldendienstverpflichtungen des öffentli-
chen Sektors 2020 und 2021 aus (siehe Tabelle 1). 
Insgesamt wurden durch die Initiative Zins- und 

Tilgungszahlungen in Höhe von circa 850 Millio-
nen US-Dollar gestrichen. Global gesehen ist das 
nur ein sehr kleiner Tropfen auf einem sehr heißen 
Stein: 2020 entsprachen die gestrichenen Zahlun-
gen rund fünf Prozent des Schuldendienstes, den 
alle Niedrig- und Mitteleinkommensländer an den 
IWF zu entrichten hatten, beziehungsweise circa 
0,1 Prozent des öffentlichen Schuldendienstes, der 
an alle ausländischen Gläubiger gezahlt wurde.6

Tab. 1: Ausgewählte Länder, die am stärksten von der Schulden- 
erlassinitiative des IWF profitiert haben 
Land Erlasse des IWF  

in Millionen US-Dollar 
April 2020 - Januar 
2022

Erlasse des IWF 
im Verhältnis zum 
gesamten Auslands-
schuldendienst des 
öffentlichen Sektors 
2020 und 2021

Liberia 52,33 77,53 %

Sierra Leone 65,37 65,95 %

Zentralafr. Republik 14,46 57,44 %

Burundi 20,32 34,17 %

Guinea 73,87 26,75 %

Malawi 40,54 23,97 %

Ruanda 59,06 23,80 %

Komoren 4,29 22,74 %

Schuldenmoratorium der G20 (DSSI)
Mit dem Schuldenmoratorium Debt Service 
Suspension Initiative (DSSI) boten die G20-Staa-
ten und weitere Pariser Club-Mitglieder 73 Staaten 
der Welt an, ihren Schuldendienst vorübergehend 
auszusetzen. Von der DSSI begünstigt wurden 
grundsätzlich nur einkommensschwache Länder; 
viele kritisch verschuldete Mitteleinkommenslän-
der, die vom wirtschaftlichen Einbruch infolge der 
Pandemie ebenfalls hart getroffen waren, konnten 
nicht von der Initiative profitieren. Allein bis De-
zember 2020 wurden den 73 Staaten Stundungen 
im Umfang von circa 20 Milliarden US-Dollar in 
Aussicht gestellt. 

Quelle: Eigene Berechnung. Erlasse des IWF auf Grundlage von Daten des  
IWF (2021): „COVID-19 Financial Assistance and Debt Service Relief“.  

Angaben zum gesamten Auslandsschuldendienst auf Grundlage von Daten aus der 
International Debt Statistics der Weltbank.



Tab. 2: Schuldendienstzahlungen der 46 Staaten, die Stundun-
gen im Rahmen der DSSI beantragt haben (Mai 2020 – Juni 2021)
Kreditgeber Gestundete 

Zahlungen 
(in Mrd. USD)

Erhaltene 
Zahlungen 

(in Mrd. USD)

Prozent der 
gestundeten 

Zahlungen

bilaterale öffentliche 
Gläubiger

10,3 11 48 %

multilaterale öffent-
liche Gläubiger

0,6
(erlassen*)

10,4 5 %

private Gläubiger 0,024** 14,9 0,2 %

Gesamt 10,9 36,4 23 %

Das Common Framework der G20-Staaten
Die im Rahmen der DSSI gestundeten Schulden 
müssen bereits ab 2023 zusätzlich zu den dann 
ohnehin anfallenden Zins- und Tilgungsbeträgen 
zurückgezahlt werden. Dass dies vielen kritisch 
verschuldeten Staaten nicht möglich sein wird, 
sehen auch die G20-Staaten. Im Rahmen ihres Um-
schuldungsrahmenwerks Common Framework for 
Debt Treatments beyond the DSSI bieten sie den 73 
DSSI-begünstigten Ländern daher seit November 
2020 die Möglichkeit, in einzelfallbezogenen Ver-
fahren über den weiteren Umgang der ausstehen-
den Forderungen zu verhandeln. Dadurch sollten 
weitergehende Restrukturierungen vor dem Aus-
laufen der DSSI ermöglicht werden. 

Im Schuldenreport 2021 sprach der damalige 
Staatssekretär im Bundesfinanzministerium Wolf-
gang Schmidt davon, dass „wir im April 2021 ver-
mutlich bereits mitten in der Umsetzung für die 
ersten Länder sein (werden)“12. Bewährt hat sich 
das neue Rahmenwerk bis heute jedoch nicht. Nur 
drei Länder – Tschad, Äthiopien und Sambia – ha-
ben bislang Umschuldungen im Rahmen des Com-
mon Framework beantragt. Verbindliche Einigun-
gen wurden bisher in keinem einzigen Fall erzielt. 

Die G20 und der IWF hofften, dass öffentliche bila-
terale Gläubiger rund zwölf Milliarden und private 
Gläubiger weitere acht Milliarden US-Dollar stun-
den würden.7 Später wurde die Initiative bis Ende 
2021 ausgeweitet. 

Entgegen den Ankündigungen wurden bis Ende 
2020 jedoch lediglich 5,3 Milliarden und bis ein-
schließlich Juni 2021 weitere fünf Milliarden 
US-Dollar gestundet.8 Zum einen nahmen nur 46 
der potenziell 73 begünstigten Länder das Morato-
rium tatsächlich in Anspruch.9 Zum anderen konn-
ten auch diese Länder zwischen Mai 2020 und Juni 
2021 im Schnitt lediglich 23 Prozent ihres Schul-
dendienstes aussetzen.10 

Ursächlich für Letzteres sind vor allem zwei 
grundlegende Konzeptionsfehler der DSSI: Weder 
multilaterale Finanzinstitutionen noch private 
Gläubiger wurden verbindlich verpflichtet, am Mo-
ratorium teilzunehmen. Die wiederholten öffentli-
chen Aufrufe insbesondere an die privaten Gläubi-
ger, sich doch auf freiwilliger Basis zu beteiligen, 
zeigten – wie zu erwarten – keine Wirkung. 

Im Vergleich zu den von der Weltbank berechneten 
potenziell zu stundenden Zahlungen haben jedoch 
auch öffentliche bilaterale Gläubiger nur knapp 
die Hälfte der an sie anfallenden Schuldendiens-
te gestundet (siehe Tabelle 2). China, das mit circa 
5,7 Milliarden Dollar den Löwenanteil der Initiative 
finanzierte, hat rund 45 Prozent, die übrigen G20- 
und Pariser Club-Staaten haben rund 59 Prozent 
des nach Angaben der Weltbank an sie anfallenden 
Schuldendienstes gestundet. 

Bisher lässt sich nicht zweifelsfrei feststellen, ob 
und in welchem Umfang öffentliche Gläubiger von 
den teilnehmenden Staaten tatsächlich Schulden-
dienstzahlungen kassierten oder ob die Differenz 
zwischen den Stundungen und dem anfallenden 
Schuldendienst auf eine fehlerhafte Berichter-
stattung der Weltbank zurückzuführen ist.11 Bei 
der Dokumentation darüber, welche Stundungen 
im Rahmen der DSSI möglich seien, bezogen sich 
die G20-Staaten auf die Angaben der Weltbank und 
stellten somit umfangreichere Stundungen in Aus-
sicht als bisher gewährt wurden.

Quelle: Jubilee Debt Campaign (2021): „How the G20 debt 
suspension initiative benefits private lenders”. 

* bezieht sich auf die circa 600 der insgesamt 850 Millionen US-Dollar, die der IWF 
im Rahmen seiner Erlassinitiative DSSI-begünstigten Ländern im Zeitraum zwischen 

April 2020 und Juni 2021 erlassen hat.
** Eine italienische Bank stundete Sambia circa 24 Millionen US-Dollar.

.



Dabei betonten die Regierungen der G20-Staaten 
wiederholt, dass die ersten Fälle beispielhaft ver-
laufen müssten, um weitere Länder zur Aufnahme 
von Verhandlungen zu bewegen. 

Tschad galt zunächst als ein Fall, in dem die Koor-
dination der Gläubiger keine allzu großen Schwie-
rigkeiten bereiten sollte und von dem man daher 
hoffte, dass die Verhandlungen schnell abge-
schlossen wären. Denn der Tschad ist mehrheitlich 
bei öffentlichen Gläubigern verschuldet; der ein-
zige relevante Privatgläubiger ist ein in Großbri-
tannien niedergelassener Arm des Rohstoffriesen 
Glencore. Doch auch im Falle Tschads wurde bisher 
(Stand November 2021) keine Einigung erreicht – 
Medienberichten zufolge aufgrund der Weigerung 
von Glencore, sich den Zugeständnissen der öf-
fentlichen Gläubiger anzuschließen, da das Roh-
stoffunternehmen bereits 2015 und 2018 Forde-
rungen umgeschuldet hatte. Seit Anfang Oktober 
wird nun darüber berichtet, dass Glencore und der 
Tschad „konstruktive Gespräche“ aufgenommen 
hätten.13 

Zivilgesellschaftliche Akteure haben das Common 
Framework von Anfang an als ungenügend kriti-
siert, da es die grundlegende Machtasymmetrie 
zwischen Schuldnern und Gläubigerinstitutionen 
auch nicht ansatzweise überwinde.14 Der Verlauf 
der bisherigen Verhandlungen zeigt darüber hi-
naus, dass auch das Problem der Gläubigerkoor-
dination durch das Common Framework nicht 
befriedigend gelöst wird und dass daher auch in 
Einzelfällen keine zeitnahen umfassenden Um-
schuldungen zu erwarten sind.

Zuschüsse und andere Finanzflüsse
Nach vorläufigen Angaben der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) vergaben öffentliche bilaterale Gläubiger 
2020 Zuschüsse in Höhe von rund 155,8 Milliarden 
US-Dollar.15 Die Internationale Entwicklungsorga-
nisation der Weltbankgruppe (IDA) gewährte im 
gleichen Zeitraum rund 5,5 Milliarden US-Dollar 
an Zuschüssen an Niedrigeinkommensländer. Auch 
das dritte Ziel der Vereinten Nationen, insgesamt 
500 Milliarden US-Dollar an Zuschüssen bereitzu-
stellen, wurde somit weit verfehlt. 

Der umfangreiche Finanzierungsbedarf wurde 
stattdessen vor allem durch die Vergabe neu-
er Kredite – insbesondere 
von multilateralen Finanz- 
institutionen – gedeckt. Der 
IWF gewährte 2020 Hilfskredite 
im Umfang von rund 50 (netto 
43,7)16 Milliarden US-Dollar. Zwi-
schen April 2020 und Oktober 
2021 wurden vom IWF Kreditvergaben in Höhe von 
circa 117 Milliarden US-Dollar zugesagt. Multilate-
rale Entwicklungsbanken vergaben 2020 weitere 
111 (netto 55) Milliarden US-Dollar, davon circa 20 
(netto 10) Milliarden zu vergünstigten Konditionen. 

Diese Zuflüsse konnten eine systemische Staats- 
pleitenwelle zumindest kurzfristig verhindern. 
Gleichzeitig erhöhen sie jedoch die Schuldenstän-
de der Empfängerländer und ermöglichen es priva-
ten Gläubigern, sich bei weiterhin unverbindlichen 
Schuldenerlassinitiativen zurückzuziehen und die 
Beteiligung an den Krisenkosten zu vermeiden. 

Denn obwohl die meisten Regierungen es aus 
Angst vor dem Verlust ihres hart erarbeiteten 
Marktzugangs tunlichst vermieden, auch nur den 
Verdacht aufkommen zu lassen, dass sie Umschul-
dungen (mit privaten Gläubigern) anstreben könn-
ten, waren die Nettokreditflüsse privater Gläu-
biger in vielen Ländern negativ: 58 Niedrig- und 
Mitteleinkommensländer zahlten 2020 mehr an 
Zins- und Tilgungszahlungen an private Gläubiger 
im Ausland, als sie im gleichen Zeitraum von die-
sen an neuen Krediten zur Verfügung gestellt be-
kamen. Das von den Privatgläubigern verbreitete 
Narrativ, dass der Verzicht auf Umschuldungsver-
handlungen dabei helfen würde, stabile Finanzbe-
ziehungen mit privaten Kreditgebern aufrechtzu-
erhalten, erwies sich somit – wenig überraschend 
– als irreleitend.17 

Kein Handlungsspielraum inmitten der  
Pandemie
Infolge der ungenügenden internationalen Krisen-
antworten konnten sich Niedrig- und Mittelein-
kommensländer 2020 nur einen Bruchteil der 
öffentlichen Unterstützung leisten, die Hochein-
kommensländern zur Verfügung stand.18 Zudem 

Das Common Framework 
überwindet die 
Machtasymmetrie zwischen 
Schuldnern und Gläubigern 
nicht einmal ansatzweise.



Am häufigsten empfiehlt der IWF, die Gehälter im 
öffentlichen Dienst zu kürzen. Allein in zwölf Nied-
rigeinkommensländern führte dies zwischen 2016 
und 2021 Schätzungen zufolge zum Stellenabbau 
von fast 600.000 Lehrkräften und fast 400.000 
Krankenpflegekräfte.24

Bemerkenswert ist dabei vor allem, dass hinter den 
Empfehlungen des IWF keine klare Logik zu stehen 
scheint, wann und in welchem Umfang Kürzungen 
legitim und notwendig seien. Vielmehr handelt es 
sich um eine Standard-Empfeh-
lung, die sowohl Ländern an-
geraten wird, in denen die öf-
fentliche Lohnquote recht hoch 
ist (zum Beispiel Simbabwe mit 
17,1 Prozent oder Liberia mit 
10,1 Prozent vom BIP), als auch 
Ländern, in denen nur ein sehr geringer Anteil des 
BIP für öffentliche Gehälter ausgegeben wird (z.B. 
Nepal mit 3,7 Prozent, Uganda mit 3,5 Prozent oder 
Nigeria mit 1,9 Prozent).25

Bailout privater Gläubiger
Dem IWF ist es nach seinen eigenen Statuten nur 
erlaubt, Kredite zu vergeben, wenn die Rückzah-
lung dem kreditnehmenden Land mit hoher Wahr-
scheinlichkeit möglich ist. Um dies sicherzustel-
len, stehen dem IWF prinzipiell drei Mechanismen 
zur Verfügung: Erstens kann er die Kreditvergabe 
an Konditionen gegenüber dem Schuldnerland 
binden. Zweitens kann er die Auszahlung der Hilfs-
gelder davon abhängig machen, dass sich andere 
Gläubiger im Programmzeitraum ebenfalls bereit 
erklären, neue Gelder zur Verfügung zu stellen. 
Drittens kann die Auszahlung an die Bedingung ge-
knüpft werden, dass bestehende Verbindlichkei-
ten restrukturiert werden, das heißt, dass andere 
Gläubiger einer Rückzahlungsverlängerung oder 
einer partiellen Streichung ihrer Forderungen zu-
stimmen. 

Umfangreichen Gebrauch macht der IWF jedoch 
nur von der erstgenannten Option. Das ist weder 
fair, da durch Ausgabenkürzungen und andere 
Anpassungsmaßnahmen die Kosten der Krise ein-
seitig auf die Bevölkerung im Schuldnerland abge-
wälzt werden. Noch ist es wirtschaftlich sinnvoll, 
da die geforderten Anpassungsmaßnahmen häufig 
dazu führen, dass sich die wirtschaftliche Situa-

mussten Niedrigeinkommensländer die Mehraus-
gaben durch Ausgabenkürzungen in anderen es-
sentiellen Bereichen gegenfinanzieren. So gaben 
zum Beispiel die DSSI-begünstigten Staaten 2020 
im Bildungsbereich gemessen am BIP im Schnitt 
0,2 Prozent weniger aus als zu Jahresbeginn noch 
vorgesehen. Die Investitionsausgaben brachen um 
1,1 Prozent des BIP ein.19 

Durch diese unzureichenden Krisenreaktionen 
nahm die Zahl der Menschen, die in extremer Ar-
mut leben müssen, allein 2020 um mehr als 100 
Millionen Menschen zu.20 Und Schätzungen der 
Internationalen Arbeitsorganisation ILO zufolge 
haben gut vier Milliarden Menschen weltweit auch 
inmitten der Krise keinerlei Zugang zu sozialen Si-
cherungsleistungen.21 

Beginn einer neuen Austeritätswelle 
Um den Schuldendienst weiter bedienen zu kön-
nen, wurden vergangenes Jahr die öffentlichen Pri-
märausgaben in 83 Ländern des Globalen Südens 
gekürzt. Bis 2023 steigt diese Zahl voraussichtlich 
auf 115 Länder an,22 was 85 Prozent aller Länder 
des Globalen Südens entspricht, für die Daten vor-
handen sind. Dabei handelt es sich nicht um kurz-
fristige Ausgabenkürzungen, durch die „lediglich“ 
die Mehrausgaben von 2020 wieder zurückgenom-
men werden. Vielmehr ist nach den vorhandenen 
Daten davon auszugehen, dass die Kürzungen bis 
2026 anhalten werden und die öffentlichen Pri-
märausgaben 2026 in 80 Ländern unter dem Aus-
gabenniveau von 2019, also von vor der Pandemie, 
liegen werden. 

Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen dieser 
neuen Austeritätswelle dürften sich als verhee-
rend erweisen – nicht zuletzt, weil bereits vor 
der Corona-Pandemie die öffentlichen Gesund-
heits- und Sozialausgaben in vielen Ländern auf 
einem sehr niedrigen Niveau lagen. Doch entgegen 
den öffentlichkeitswirksamen Bekundungen der 
IWF-Spitze verharrt die Finanzinstitution in ihren 
Politikempfehlungen an die einzelnen Länder auf 
ihrer konservativen Linie: Eine Analyse von Oxfam 
von März 2021 konnte zeigen, dass 85 Prozent der 
Hilfskredite, die der IWF im Rahmen der Covid-19- 
Krise vergeben hatte, mit der Empfehlung verbun-
den waren, die öffentlichen Ausgaben zu kürzen, 
sobald die Pandemie abklinge.23 

Die wirtschaftlichen und  
sozialen Folgen der neuen  
Austeritätswelle dürften sich 
als verheerend erweisen.



tion – und damit auch die Bereitschaft kommer-
zieller Gläubiger, Kredite zur Verfügung zu stellen 
– weiter verschlechtert statt sich zu verbessern.26

Mehr Druck auf Gläubiger notwendig
Stattdessen sollte der IWF in Fällen, in denen die 
Schuldenlast des antragstellenden Landes kritisch 
ist, viel häufiger Restrukturierungen zur Bedingung 
der eigenen Kreditvergabe machen, das heißt, 
Druck auf öffentliche und private Gläubiger aus-
üben. Doch in den vergangenen Jahren und auch 
im Rahmen der in Reaktion auf die Corona-Krise 
vergebenen Hilfskredite macht der IWF von die-
ser Option selten Gebrauch.27 Dadurch werden die 
Rechte der Gläubiger auf Rückzahlung implizit als 
unantastbar, die grundlegenden Rechte der Be-
völkerung jedoch als beliebig weit einschneidbar 
gehandelt. 

Damit unkooperative Gläubiger durch ihre Weige-
rung, Forderungen zu restrukturieren, nicht den 
gesamten Vergabeprozess blockieren können, 
sollte der IWF in Kombination mit der Forderung 
nach Umschuldungen zudem eine weitere ihm zur 

Verfügung stehende Möglichkeit pro-aktiver nut-
zen: Die sogenannte Lending into Arrears Policy 
erlaubt es dem Fonds, Kredite auch dann zur Ver-
fügung zu stellen, wenn sich das Schuldnerland 
im Zahlungsverzug gegenüber privaten oder öf-
fentlichen Gläubigern befindet. Ausschlaggebend 
dafür ist vor allem, dass das Schuldnerland nach 
Einschätzung des IWF gewillt ist, mit seinen Gläu-
bigern in angemessener Weise zu verhandeln. 

Wenn private oder bilaterale öffentliche Gläubiger 
nicht bereit sind, Zugeständnisse im ausreichen-
den Umfang zu machen, damit die Schuldentrag-
fähigkeit eines antragstellenden Landes wieder-
hergestellt und dadurch auch die Rückzahlung der 
Hilfskredite gesichert werden kann, sollte der IWF 
die Schuldnerländer explizit dazu ermutigen, Zah-
lungen gegenüber diesen Gläubigern einzustellen 
und das Schuldnerland durch die Auszahlung von 
Hilfskrediten finanziell während der Zahlungsein-
stellung unterstützen. Nur so könnte gesichert 
werden, dass die vom IWF vergebenen Kredite 
nicht lediglich den Bailout anderer Gläubiger fi-
nanzieren. Und gleichzeitig würde ein Anreiz dafür 
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London, 9. März 2021: Die internationale Cancel the Debt Coalition, ein zivilgesellschaftliches  
Bündnis, fordert Privatgläubiger wie J. P. Morgan, HSBC und BlackRock zum Schuldenerlass auf.



Länder werden Zahlungs-
einstellungen und Umschul-
dungsverhandlungen nur 
zulasten ihrer Bevölkerung 
vermeiden können.

geschaffen, dass restrukturierungsunwillige Gläu-
biger an den Verhandlungstisch kommen. 

Fazit
2020 riefen die Vereinten Nationen dazu auf, Nied-
rig- und Mitteleinkommensländern umfangreiche 
Finanzhilfen zur Verfügung zu stellen, die kei-
ne neuen Schulden generieren, und ausstehen-
de Forderungen im großen Umfang zu streichen. 
Stattdessen vergaben insbesondere multilaterale 
Finanzinstitutionen in großem Maße Hilfskredite. 

Zwar wurde dadurch eine systemische Staatsplei-
tenwelle zumindest kurzfristig verhindert, doch 
birgt diese Strategie mindestens zwei Gefahren in 
sich: Erstens werden notwendige Umschuldungen 
und Schuldenerlasse vermutlich lediglich in die 
nahe Zukunft verschoben. Sollte sich dies in den 
nächsten Jahren bestätigen, haben sich private 
Gläubiger aus vielen kritisch verschuldeten Staaten 
wahrscheinlich schon weitgehend zurückgezogen. 
Statt frühzeitig eine faire Kostenteilung zwischen 
den verschiedenen Gläubigergruppen zu gewähr-
leisten, wurden öffentliche Gelder dann einmal 
mehr für den Bailout privater Gläubiger verwendet. 
Zweitens zeichnet sich bereits jetzt deutlich ab, 

dass Länder Zahlungsein-
stellungen und Umschul-
dungsverhandlungen nur 
zulasten ihrer Bevölke-
rung vermeiden können. 
Dazu trägt auch der IWF 
bei, der den Ländern weitere Kürzungen bei den 
öffentlichen und sozialen Dienstleistungen na-
helegt, um Kreditrückzahlungen sicherzustel-
len, statt die Reduzierung von Gläubigeransprü-
chen zur Bedingung von Hilfskrediten zu machen. 

Auch die G20-Staaten sollten Schuldnerländer ex-
plizit zu Umschuldungen motivieren, sie während 
Umschuldungen finanziell unterstützen und ins-
besondere durch Gesetzesänderungen in Ländern 
des Globalen Nordens die Verantwortung dafür 
übernehmen, dass sich private Gläubiger zeitnah 
und gleichberechtigt an Schuldenerlassen beteili-
gen. Das Common Framework erweist sich in die-
ser Hinsicht bisher als zahnloser Tiger. Entgegen 
allen Anzeichen weiter darauf zu hoffen, dass sich 
das Common Framework doch noch „etabliert“, 
und daher keine weiteren pro-aktiven Schritte zu 
unternehmen, ist angesichts der schon jetzt ho-
hen menschlichen Tribute nicht zu verantworten. 
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